
Berufsbildungsgesetz (BBiG) 
Vom 14. August 1969, mit Änderungen bis zum 10. November 2001 

  
Erster Teil. Allgemeine Vorschriften 

§ 1   Berufsbildung 

(1)  Berufsbildung im Sinne dieses Gesetzes sind die Berufsausbildung, die berufliche Fortbildung und die berufliche Um-
schulung. 

(2)  1 Die Berufsausbildung hat eine breit angelegte berufliche Grundbildung und die für die Ausübung einer qualifizierten 
beruflichen Tätigkeit notwendigen fachlichen Fertigkeiten und Kenntnisse in einem geordneten Ausbildungsgang zu ver-
mitteln. 2 Sie hat ferner den Erwerb der erforderlichen Berufserfahrungen zu ermöglichen. 

(3)  Die berufliche Fortbildung soll es ermöglichen, die beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten zu erhalten, zu erweitern, 
der technischen Entwicklung anzupassen oder beruflich aufzusteigen. 

(4)  Die berufliche Umschulung soll zu einer anderen beruflichen Tätigkeit befähigen. 

(5)  Berufsbildung wird durchgeführt in Betrieben der Wirtschaft, in vergleichbaren Einrichtungen außerhalb der Wirt-
schaft, insbesondere des öffentlichen Dienstes, der Angehörigen freier Berufe und in Haushalten (betriebliche Berufsbil-
dung) sowie in berufsbildenden Schulen und sonstigen Berufsbildungseinrichtungen außerhalb der schulischen und betrieb-
lichen Berufsbildung. 

§ 2   Geltungsbereich 

(1)  Dieses Gesetz gilt für die Berufsbildung, soweit sie nicht in berufsbildenden Schulen durchgeführt wird, die den Schul-
gesetzen der Länder unterstehen. 

(2)  Dieses Gesetz gilt nicht für 

1. die Berufsbildung in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis; . . . 
 

Zweiter Teil. Berufsausbildungsverhältnis 
 

BBeeggrrüünndduunngg  ddeess  BBeerruuffssaauussbbiilldduunnggssvveerrhhäällttnniisssseess  
 

§ 3   Vertrag 

(1)  Wer einen anderen zur Berufsausbildung einstellt (Ausbildender), hat mit dem Auszubildenden einen Berufsausbil-
dungsvertrag zu schließen. 

(2)  Auf den Berufsausbildungsvertrag sind, soweit sich aus seinem Wesen und Zweck und aus diesem Gesetz nichts ande-
res ergibt, die für den Arbeitsvertrag geltenden Rechtsvorschriften und Rechtsgrundsätze anzuwenden. 

(3)  Schließen Eltern mit ihrem Kind einen Berufsausbildungsvertrag, so sind sie von dem Verbot des § 181 des Bürgerli-
chen Gesetzbuches befreit. 

(4)  Ein Mangel in der Berechtigung, Auszubildende einzustellen oder auszubilden, berührt die Wirksamkeit des Be-
rufsausbildungsvertrages nicht. 

§ 4   Vertragsniederschrift 

(1)  1 Der Ausbildende hat unverzüglich nach Abschluß des Berufsausbildungsvertrages, spätestens vor Beginn der Be-
rufsausbildung, den wesentlichen Inhalt des Vertrages schriftlich niederzulegen. 2 In die Niederschrift sind mindestens 
aufzunehmen 

1. Art, sachliche und zeitliche Gliederung sowie Ziel der Berufsausbildung, insbesondere die Berufstätigkeit, für die 
ausgebildet werden soll, 

2. Beginn und Dauer der Berufsausbildung, 
3. Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte, 
4. Dauer der regelmäßigen täglichen Ausbildungszeit, 
5. Dauer der Probezeit, 
6. Zahlung und Höhe der Vergütung, 
7. Dauer des Urlaubs, 
8. Voraussetzungen, unter denen der Berufsausbildungsvertrag gekündigt werden kann; 
9. ein in allgemeiner Form gehaltener Hinweis auf die Tarifverträge, Betriebs- und Dienstvereinbarungen, die auf das 

Berufsausbildungsverhältnis anzuwenden sind. 

(2)  Die Niederschrift ist von dem Ausbildenden, dem Auszubildenden und dessen gesetzlichen Vertreter zu unterzeichnen. 

(3)  Der Ausbildende hat dem Auszubildenden und dessen gesetzlichem Vertreter eine Ausfertigung der unterzeichneten 
Niederschrift unverzüglich auszuhändigen. 
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(4)  Bei Änderungen des Berufsausbildungsvertrages gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

§ 5   Nichtige Vereinbarungen 

(1)  1 Eine Vereinbarung, die den Auszubildenden für die Zeit nach Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses in der 
Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit beschränkt, ist nichtig. 2 Dies gilt nicht, wenn sich der Auszubildende innerhalb der 
letzten sechs Monate des Berufsausbildungsverhältnisses dazu verpflichtet, nach dessen Beendigung mit dem Ausbildenden 
ein Arbeitsverhältnis einzugehen. 

(2)  Nichtig ist eine Vereinbarung über 

1. die Verpflichtung des Auszubildenden, für die Berufsausbildung eine Entschädigung zu zahlen, 
2. Vertragsstrafen, 
3. den Ausschluss oder die Beschränkung von Schadensersatzansprüchen, 
4. die Festsetzung der Höhe eines Schadensersatzes in Pauschbeträgen. 
 

Inhalt des Berufsausbildungsverhältnisses 
 

PPfflliicchhtteenn  ddeess  AAuussbbiillddeennddeenn  
 

§ 6   Berufsausbildung 

(1)  Der Ausbildende hat 

1. dafür zu sorgen, dass dem Auszubildenden die Fertigkeiten und Kenntnisse vermittelt werden, die zum Erreichen 
des Ausbildungszieles erforderlich sind, und die Berufsausbildung in einer durch ihren Zweck gebotenen Form 
planmäßig, zeitlich und sachlich gegliedert so durchzuführen, daß das Ausbildungsziel in der vorgesehenen Aus-
bildungszeit erreicht werden kann, 

2. selbst auszubilden oder einen Ausbilder ausdrücklich damit zu beauftragen, 
3. dem Auszubildenden kostenlos die Ausbildungsmittel, insbesondere Werkzeuge und Werkstoffe zur Verfügung zu 

stellen, die zur Berufsausbildung und zum Ablegen von Zwischen- und Abschlussprüfungen, auch soweit solche 
nach Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses stattfinden, erforderlich sind, 

4. den Auszubildenden zum Besuch der Berufsschule sowie zum Führen von Berichtsheften anzuhalten, soweit sol-
che im Rahmen der Berufsausbildung verlangt werden, und diese durchzusehen. 

5. dafür zu sorgen, das der Auszubildende charakterlich gefördert sowie sittlich und körperlich nicht gefährdet wird. 

(2)  Dem Auszubildenden dürfen nur Verrichtungen übertragen werden, die dem Ausbildungszweck dienen und seinen 
körperlichen Kräften angemessen sind. 

§ 7   Freistellung 
1Der Ausbildende hat den Auszubildenden für die Teilnahme am Berufsschulunterricht und an Prüfungen freizustellen. 2 
Das gleiche gilt, wenn Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte durchzuführen sind. 

§ 8   Zeugnis 

(1)  1 Der Ausbildende hat dem Auszubildenden bei Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses ein Zeugnis auszustel-
len. 2 Hat der Ausbildende die Berufsausbildung nicht selbst durchgeführt, so soll auch der Ausbilder das Zeugnis unter-
schreiben. 

(2)  1 Das Zeugnis muss Angaben enthalten über Art, Dauer und Ziel der Berufsausbildung sowie über die erworbenen 
Fertigkeiten und Kenntnisse des Auszubildenden. 2 Auf Verlangen des Auszubildenden sind auch Angaben über Führung, 
Leistung und besondere fachliche Fähigkeiten aufzunehmen. 
 

PPfflliicchhtteenn  ddeess  AAuusszzuubbiillddeennddeenn  
 

§ 9   Verhalten während der Berufsausbildung 
1 Der Auszubildende hat sich zu bemühen, die Fertigkeiten und Kenntnisse zu erwerben, die erforderlich sind, um das Aus-
bildungsziel zu erreichen. 2 Er ist insbesondere verpflichtet, 

1. die ihm im Rahmen seiner Berufsausbildung aufgetragenen Verrichtungen sorgfältig auszuführen, 
2. an Ausbildungsmaßnahmen teilzunehmen, für die er nach § 7 freigestellt wird, 
3. den Weisungen zu folgen, die ihm im Rahmen der Berufsausbildung vom Ausbildenden, vom Ausbilder oder von 

anderen weisungsberechtigten Personen erteilt werden, 
4. die für die Ausbildungsstätte geltende Ordnung zu beachten, 
5. Werkzeug, Maschinen und sonstige Einrichtungen pfleglich zu behandeln, 
6. über Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse Stillschweigen zu wahren. 
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VVeerrggüüttuunngg  
 

§ 10   Vergütungsanspruch 

(1)  1 Der Ausbildende hat dem Auszubildenden eine angemessene Vergütung zu gewähren. 2 Sie ist nach dem Lebensalter 
des Auszubildenden so zu bemessen, dass sie mit fortschreitender Berufsausbildung, mindestens jährlich, ansteigt. 

(3)  Eine über die vereinbarte regelmäßige tägliche Ausbildungszeit hinausgehende Beschäftigung ist besonders zu vergü-
ten oder durch entsprechende Freizeit auszugleichen. 

§ 11   Bemessung und Fälligkeit der Vergütung 

(1)  1 Die Vergütung bemisst sich nach Monaten. 2 Bei Berechnung der Vergütung für einzelne Tage wird der Monat zu 
dreißig Tagen gerechnet. 

(2)  Die Vergütung für den laufenden Kalendermonat ist spätestens am letzten Arbeitstag des Monats zu zahlen. 

§ 12   Fortzahlung der Vergütung 

(1)  Dem Auszubildenden ist die Vergütung auch zu zahlen 

1. für die Zeit der Freistellung (§ 7), 
2. bis zur Dauer von sechs Wochen, wenn er 
 a) sich für die Berufsausbildung bereit hält, diese aber ausfällt, oder 
 b) aus einem sonstigen, in seiner Person liegenden Grund unverschuldet verhindert ist, seine Pflichten aus 
dem Berufsausbildungsverhältnis zu erfüllen. 

Wenn der Auszubildende infolge einer unverschuldeten Krankheit, einer Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder 
Rehabilitation, einer Sterilisation oder eines Abbruchs der Schwangerschaft durch einen Arzt an der Berufsausbildung nicht 
teilnehmen kann, findet das Entgeltfortzahlungsgesetz Anwendung. 

 

BBeeggiinnnn  uunndd  BBeeeennddiigguunngg  ddeess  BBeerruuffssaauussbbiilldduunnggssvveerrhhäällttnniisssseess  
 

§ 13   Probezeit 
1Das Berufsausbildungsverhältnis beginnt mit der Probezeit. 2 Sie muss mindestens einen Monat und darf höchstens drei 
Monate betragen. 

§ 14   Beendigung 

(1)  Das Berufsausbildungsverhältnis endet mit dem Ablauf der Ausbildungszeit. 

(2)  Besteht der Auszubildende vor Ablauf der Ausbildungszeit die Abschlussprüfung, so endet das Berufsausbildungsver-
hältnis mit Bestehen der Abschlussprüfung. 

(3)  Besteht der Auszubildende die Abschlussprüfung nicht, so verlängert sich das Berufsausbildungsverhältnis auf sein 
Verlangen bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens um ein Jahr. 

§ 15   Kündigung 

(1)  Während der Probezeit kann das Berufsausbildungsverhältnis jederzeit ohne Einhalten einer Kündigungsfrist gekündigt 
werden. 

(2)  Nach der Probezeit kann das Berufsausbildungsverhältnis nur gekündigt werden 

1. aus einem wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündigungsfrist 
2. vom Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen, wenn er die Berufsausbildung aufgeben oder 

sich für eine andere Berufstätigkeit ausbilden lassen will. 

(3)  Die Kündigung muss schriftlich und in den Fällen des Absatzes 2 unter Angabe der Kündigungsgründe erfolgen. 

(4)  1 Eine Kündigung aus einem wichtigen Grund ist unwirksam, wenn die ihr zugrunde liegenden Tatsachen dem zur 
Kündigung Berechtigten länger als zwei Wochen bekannt sind. 2 Ist ein vorgesehenes Güteverfahren vor einer außerge-
richtlichen Stelle eingeleitet, so wird bis zu dessen Beendigung der Lauf dieser Frist gehemmt. 

§ 16   Schadensersatz bei vorzeitiger Beendigung 

(1)  1 Wird das Berufsausbildungsverhältnis nach der Probezeit vorzeitig gelöst, so kann der Ausbildende oder der Auszu-
bildende Ersatz des Schadens verlangen, wenn der andere den Grund für die Auflösung zu vertreten hat. 2 Dies gilt nicht im 
Falle des § 15 Abs. 2 Nr. 2. 

(2)  Der Anspruch erlischt, wenn er nicht innerhalb von drei Monaten nach Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses 
geltend gemacht wird. 
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SSoonnssttiiggee  VVoorrsscchhrriifftteenn  
 

§ 17   Weiterarbeit 

Wird der Auszubildende im Anschluss an das Berufsausbildungsverhältnis beschäftigt, ohne dass hierüber ausdrücklich 
etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet. 

§ 18   Unabdingbarkeit 

Eine Vereinbarung, die zuungunsten des Auszubildenden von den Vorschriften dieses Teils des Gesetzes abweicht, ist 
nichtig. 

§ 19   Andere Vertragsverhältnisse 

Soweit nicht ein Arbeitsverhältnis vereinbart ist, gelten für Personen, die eingestellt werden, um berufliche Kenntnisse, 
Fertigkeiten oder Erfahrungen zu erwerben, ohne dass es sich um eine Berufsausbildung im Sinne dieses Gesetzes handelt, 
die §§ 3 bis 18 mit der Maßgabe, dass die gesetzliche Probezeit abgekürzt, auf die Vertragsniederschrift verzichtet und bei 
vorzeitiger Lösung des Vertragsverhältnisses nach Ablauf der Probezeit abweichend von § 16 Abs. 1 Satz 1 Schadensersatz 
nicht verlangt werden kann. 
 

Dritter Teil. Ordnung der Berufsbildung 
 

BBeerreecchhttiigguunngg  zzuumm  EEiinnsstteelllleenn  uunndd  AAuussbbiillddeenn  
 

§ 20   Persönliche und fachliche Eignung 

(1)  1 Auszubildende darf nur einstellen, wer persönlich geeignet ist. 2 Auszubildende darf nur ausbilden, wer persönlich 
und fachlich geeignet ist. 

(2)  Persönlich nicht geeignet ist insbesondere, wer 
1. Kinder und Jugendliche nicht beschäftigen darf oder 
2. wiederholt oder schwer gegen dieses Gesetz oder die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften und Be-
stimmungen verstoßen hat. 

(3)  Fachlich nicht geeignet ist, wer 
1. die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten und Kenntnisse oder 
2. die erforderlichen berufs- und arbeitspädagogischen Kenntnisse nicht besitzt. 

(4)  Wer fachlich nicht geeignet ist oder wer nicht selbst ausbildet, darf Auszubildende nur dann einstellen, wenn er einen 
Ausbilder bestellt, der persönlich und fachlich für die Berufsausbildung geeignet ist. 

§ 22   Eignung der Ausbildungsstätte 

(1)  Auszubildende dürfen nur eingestellt werden, wenn 
1. die Ausbildungsstätte nach Art und Einrichtung für die Berufsausbildung geeignet ist, 
2. die Zahl der Auszubildenden in einem angemessenen Verhältnis zur Zahl der Ausbildungsplätze oder zur Zahl der 
beschäftigten Fachkräfte steht, es sei denn, daß andernfalls die Berufsausbildung nicht gefährdet wird. 

(2)  Eine Ausbildungsstätte, in der die erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten nicht in vollem Umfang vermittelt wer-
den können, gilt als geeignet, wenn dieser Mangel durch Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte behoben 
wird. 

§ 23   Eignungsfeststellung 

(1)  Die zuständige Stelle hat darüber zu wachen, dass die persönliche und fachliche Eignung sowie die Eignung der Aus-
bildungsstätte vorliegen. 

(2)  1 Werden Mängel der Eignung festgestellt, so hat die zuständige Stelle, falls der Mangel zu beheben und eine Gefähr-
dung des Auszubildenden nicht zu erwarten ist, den Ausbildenden aufzufordern, innerhalb einer von ihr gesetzten Frist den 
Mangel zu beseitigen. 2 Ist der Mangel der Eignung nicht zu beheben oder ist eine Gefährdung des Auszubildenden zu 
erwarten oder wird der Mangel nicht innerhalb der gesetzten Frist beseitigt, so hat die zuständige Stelle dies der nach Lan-
desrecht zuständigen Behörde mitzuteilen. 

§ 24   Untersagung des Einstellens und Ausbildens 

(1)  Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat das Einstellen und Ausbilden zu untersagen, wenn die persönliche oder 
fachliche Eignung nicht oder nicht mehr vorliegt. 

(2)  Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann ferner für eine bestimmte Ausbildungsstätte das Einstellen und Ausbil-
den untersagen, wenn die Voraussetzungen nach § 22 nicht oder nicht mehr vorliegen. 

(3)  1 Vor der Untersagung sind die Beteiligten und die zuständige Stelle zu hören. 2 Dieses gilt nicht im Falle des § 20 Abs. 
2 Nr. 1. 
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